
GZ. RV/7500678/2019

IM NAMEN DER REPUBLIK

 

1)

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter  GK  über die Beschwerde des  P1,
A1 , gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 03 .09.2019 ,
MA67/196700502730/2019,  wegen der Verwaltungsübertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit
§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der
Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, zu Recht erkannt:

Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das
Straferkenntnis bestätigt.

Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei binnen zwei
Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses einen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens in der Höhe von € 10,00, das ist der Mindestkostenbeitrag, zu
leisten.

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemäß § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehörde
bestimmt.

Der Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens (€ 10,00) ist zusammen mit der
Geldstrafe (€ 41,00) und dem Beitrag zu den Kosten des behördlichen Verfahrens (€
10,00) an den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten.

Der zu entrichtende Gesamtbetrag beträgt € 61,00.

Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision
durch die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig. 

2)

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter GK über die Beschwerde des P1,
A1, gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 03.09.2019,
MA67/196700511552/2019, wegen der Verwaltungsübertretungen nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit
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§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der
Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, zu Recht erkannt:

Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das
Straferkenntnis bestätigt.

Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei binnen zwei
Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses einen Beitrag zu den Kosten des
Beschwerdeverfahrens in der Höhe von € 30,00 (3x € 10,00), das ist (jeweils) der
Mindestkostenbeitrag, zu leisten.

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemäß § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehörde
bestimmt.

Die Beiträge zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens (3x € 10,00) sind zusammen
mit den Geldstrafen (3x € 41,00) und den Beiträgen zu den Kosten des behördlichen
Verfahrens (3x € 10,00) an den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten.

Der zu entrichtende Gesamtbetrag beträgt € 183 (3x € 61,00).

Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision
durch die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.

Entscheidungsgründe

1)

Mit Straferkenntnis vom 03.09.2019, MA67/196700502730/2019, hat der Magistrat der
Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem Beschwerdeführer (Bf.)
angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt in dem er das mehrspurige
Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen N1 am 06.05.2019 von 12:28 Uhr bis
22:00 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1060 Wien, Joanelligasse 12,
abgestellt habe ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt
gültigen Parkschein gesorgt zu haben.
Dadurch habe der Bf. die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung,
ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt.
Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Bf. gemäß § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 41,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 9 Stunden verhängt.
Ferner habe der Bf. gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG einen
Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.
Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 51,00.
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Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet:

"Sie haben das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug an der im Spruch
bezeichneten Örtlichkeit abgestellt, sodass es dort zur oben angeführten Zeit in einer
gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt war, ohne dass es mit einem gültig
entwerteten Parkschein gekennzeichnet oder ein elektronischer Parkschein aktiviert war.

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Anzeigedaten, welche von einem
Organ der Landespolizeidirektion Wien auf Grund eigener dienstlicher Wahrnehmung
gelegt wurde.

Ihnen wurde mittels Aufforderung zur Rechtfertigung nachweislich die Ihnen zur Last
gelegte Verwaltungsübertretung zur Kenntnis gebracht und ihnen die Möglichkeit geboten,
dazu Stellung zu nehmen.

Da Sie von der Möglichkeit einer Rechtfertigung keinen Gebrauch gemacht haben,
wurde das Verfahren, wie in der Aufforderung zur Rechtfertigung angekündigt, ohne Ihre
Anhörung durchgeführt.

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie aus der Anzeige sowie aus
der Tatumschreibung in der Aufforderung zur Rechtfertigung ersichtlich ist.

Es sind im Zuge des Verfahrens keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen
Einstellung führen könnten.

Die angelastete Übertretung war daher als erwiesen anzusehen.

Sie haben die Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt.

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen.

Die Verschuldensfrage war zu bejahen.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig
verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu
bestrafen (§ 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Gemäß § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des
strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch
die Tat Grundlage für die Bemessung der Strafe.

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines
mehrspurigen Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass
hierfür die nach der Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe
durch einen ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht
unerheblichem Maße das an der Erleichterung des innerstädtischen Verkehrs und an der
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Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes bestehende öffentliche Interesse,
dem die Strafdrohung dient.

Dass die Einhaltung der Vorschrift eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder
dass die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte
vermieden werden können, ist weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände
anzunehmen. Ihr Verschulden kann daher nicht als ganz geringfügig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurde auch berücksichtigt, dass Ihnen zur Tatzeit der Umstand
der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit als Milderungsgrund nicht mehr zugute
kommt.

Die Angaben zu den wirtschaftlichen Verhältnissen anlässlich Ihres Einspruches zu
weiteren Übertretungen wurden berücksichtigt.

Die Verhängung einer Geldstrafe ist auch dann gerechtfertigt, wenn der Bestrafte
kein Einkommen bezieht. Die Geldstrafe ist somit auch dann zu verhängen, wenn die
Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Bestraften es wahrscheinlich erscheinen
lassen, dass er nicht in der Lage sein wird, sie zu bezahlen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu 365 Euro pro
Delikt reichenden Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die
jeweils verhängte Geldstrafe durchaus angemessen und keineswegs zu hoch, zumal
Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die
zwingende Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991."

2)

Mit Straferkenntnis vom 03.09.2019, MA67/196700511552/2019, hat der Magistrat der
Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem Beschwerdeführer (Bf.)
angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt in dem er das mehrspurige
Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen N1
2.1) am 07.05.2019 von 12:43 Uhr bis 22:00 Uhr
2.2) am 08.05.2019 von 09:00 Uhr bis 22:00 Uhr
2.3) am 09.05.2019 von 09:00 Uhr bis 22:00 Uhr, 
in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1060 Wien, Joanelligasse 12, abgestellt
habe ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen
Parkschein gesorgt zu haben.
Dadurch habe der Bf. jeweils die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden
Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006,
in der geltenden Fassung, verletzt.
Wegen dieser Verwaltungsübertretungen werden über den Bf. gemäß § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 Geldstrafen in der Höhe von jeweils € 41,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit Ersatzfreiheitsstrafen von je 9 Stunden verhängt.
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Ferner habe der Bf. gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG einen
Betrag von € 30,00 (3x € 10,00) als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu
zahlen.
Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 153,00.

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet:

"Sie haben das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten
Örtlichkeit abgestellt, sodass es dort zu den oben angeführten Zeiten in einer
gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt war, ohne dass es mit einem gültig
entwerteten Parkschein gekennzeichnet oder ein elektronischer Parkschein aktiviert war.

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die jeweiligen Anzeigedaten, welche
von Organen der Landespolizeidirektion Wien jeweils auf Grund eigener dienstlicher
Wahrnehmungen gelegt wurden.

Sie wandten in Ihrem Einspruch gegen die an Sie ergangenen Strafverfügungen im
Wesentlichen ein, dass Sie Ihr Fahrzeug am 5.5.2019 in der Kastnergasse 31 abgestellt
hatten. Sie führten weiters an, dass Ihr Fahrzeug gestohlen wurde und ersuchten um
Einstellung der Verfahren. Die Anzeigebestätigung über Diebstahl legten Sie vor.

Mit Verständigung vom Ergebnis der Beweisaufnahme wurde Ihnen mitgeteilt, dass
laut Mitteilung der Landespolizeidirektion Wien, Landeskriminalamt, kein Diebstahl des
Fahrzeuges mit dem behördlichen Kennzeichen N1 vorlag. Gleichzeitig wurde Ihnen
Gelegenheit geboten dazu Stellung zu nehmen und die Ihrer Verteidigung dienenden
Beweismittel vorzulegen.

Von dieser Möglichkeit haben Sie jedoch keinen Gebrauch gemacht, weshalb die
Verfahren ohne Ihre weitere Anhörung durchgeführt wurden.

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie er aus den
Organstrafverfügungen der Meldungsleger sowie aus den Tatumschreibungen im Spruch
dieses Straferkenntnisses ersichtlich ist.

Gemäß der Parkometerabgabeverordnung über die in Kurzparkzonen zu entrichtende
Abgabe, knüpft die Abgabe an die Abstellzeit (in einer Kurzparkzone) an. Der Begriff der
Abstellzeit in der genannten Verordnung ist unter dem Gesichtspunkt des § 1 Abs. 2 dieser
Verordnung zu interpretieren, wonach unter "Abstellen" sowohl das Halten als auch das
Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen zu verstehen ist.

Aus der Anknüpfung an die Abstellzeit ist unzweifelhaft zu entnehmen, dass unter
"Abstellen" auch das Belassen des Kraftfahrzeuges in einer Kurzparkzone und nicht nur
das Verbringen in die selbige zu verstehen ist. Aufgrund der zeitlichen Begrenzung der
Dauer der gegenständlichen Kurzparkzone von MO-FR (w) 9:00 Uhr bis 22:00 Uhr, fällt
das Abgestellt lassen des Kraftfahrzeuges außerhalb dieses Zeitraumes nicht mehr unter
die Bestimmungen der Parkometerabgabeverordnung (Abgabepflicht).

Mit Gültigkeitsbeginn der Kurzparkzone am Folgetag tritt jedoch die Abgabepflicht erneut
in Kraft, weshalb ein neuerliches Abgabendelikt, für das ebenfalls eine Verwaltungsstrafe
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zu verhängen ist, gesetzt wurde. Es wurde somit nicht ein einmal geschaffener
rechtswidriger Zustand aufrechterhalten, sondern kam im vorliegenden Fall zum
ursprünglichen Verkürzungstatbestand mit fällig werden einer weiteren Parkometerabgabe
(am Folgetag) ein neuer Tatbestand hinzu.

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen.

Die Verschuldensfrage war zu bejahen.

Sie haben die Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig
verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu
bestrafen (§ 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Gemäß § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des
strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch
die Tat Grundlage für die Bemessung der Strafe.

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines
mehrspurigen Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass
hierfür die nach der Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe
durch einen ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht
unerheblichem Maße das an der Erleichterung des innerstädtischen Verkehrs und an der
Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes bestehende öffentliche Interesse,
dem die Strafdrohung dient.

Dass die Einhaltung der Vorschrift eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder
dass die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte
vermieden werden können, ist weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände
anzunehmen. Ihr Verschulden kann daher nicht als ganz geringfügig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurde auch berücksichtigt, dass ihnen zur Tatzeit der Umstand
der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit als Milderungsgrund nicht mehr zugute
kommt.

Ihre Angaben zu den wirtschaftlichen Verhältnissen wurden berücksichtigt.

Die Verhängung einer Geldstrafe ist auch dann gerechtfertigt, wenn der Bestrafte
kein Einkommen bezieht. Die Geldstrafe ist somit auch dann zu verhängen, wenn die
Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Bestraften es wahrscheinlich erscheinen
lassen, dass er nicht in der Lage sein wird, sie zu bezahlen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu 365 Euro pro
Delikt reichenden Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die
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jeweils verhängte Geldstrafe durchaus angemessen und keineswegs zu hoch, zumal
Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind.

Die Auferlegung des Betrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991."

In seiner am 16.09.2016 eingebrachten Beschwerde (gegen beide Straferkenntnisse)
führte der Bf. aus:

"Ich habe das Fahrzeug am 5.5.2019 in 1170 Wien in der Kastnergasse 31 abgestellt.
In der Zeit von 5.5.2019 bis 7.5.2019 wurde des Fahrzeug mit dem behördlichen
Kennzeichen N1 gestohlen.

Eine entsprechende Anzeige habe ich am 9.5.2019 veranlasst […].

Etwa 1 Woche später hat mein Sohn bei der Abschleppgruppe der MA 48 angerufen und
in Erfahrung gebracht, dass das Fahrzeug abgeschleppt wurde.

Das Fahrzeug wurde von mir abgeholt und wurde mittlerweile abgemeldet.

Da mich an den Verwaltungsübertretungen kein Verschulden trifft ersuche ich meinen
Einwand zu prüfen und die gegen mich gerichteten Verfahren einzustellen."

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1)   Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen
des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen N1 am 06.05.2019
um 12:28 Uhr in der im sechsten Wiener Gemeindebezirk befindlichen Kurzparkzone,
Joanelligasse 12, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt
gültigen Parkschein beanstandet.

2.1)  Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen
des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen N1 am 07.05.2019
um 12:43 Uhr in der im sechsten Wiener Gemeindebezirk befindlichen Kurzparkzone,
Joanelligasse 12, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt
gültigen Parkschein beanstandet.

2.2)   Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das
Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen
N1 am 08.05.2019 um 09:54 Uhr in der im sechsten Wiener Gemeindebezirk
befindlichen Kurzparkzone, Joanelligasse 12, ohne Kennzeichnung mit einem für den
Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein beanstandet.

2.3) Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen
des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen N1 am 09.05.2019
um 17:35 Uhr in der im sechsten Wiener Gemeindebezirk befindlichen Kurzparkzone,
Joanelligasse 12, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt
gültigen Parkschein beanstandet.
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Diese Tatsachen wurden nicht bestritten.

Der Bf. meint aber, das am 05.05.2019 in der Kastnergasse 31 im 17. Wiener
Gemeindebezirk abgestellte, verfahrensgegenständliche Fahrzeug sei zwischen dem
05.05.2019 und dem 07.05.2019 gestohlen worden, er habe den Diebstahl am 09.05.2019
bei der Polizei gemeldet.

Der aktenkundige Bericht der LPD Wien, wonach im gegenständlichen Fall kein Diebstahl
des verfahrensgegenständlichen Fahrzeuges vorgelegen habe, da der Zulassungsbesitzer
angegeben habe, er habe vergessen wo sein Fahrzeug abgestellt gewesen sei, wurde
dem Bundesfinanzgericht gegenüber telefonisch bestätigt.

Mit Schreiben vom 23.07.2019 hat die belangte Behörde den Bf. ebenfalls mit diesem
Beweisergebnis konfrontiert und zur Stellungnahme aufgefordert, eine Antwort blieb aus.

Somit geht das Bundesfinanzgericht in freier Beweiswürdigung nach § 45 Abs. 2 AVG 
davon aus, dass der Bf. selbst das verfahrensgegenständliche Fahrzeug jedenfalls am
06.05.2019 am Tatort abgestellt und zumindest bis zum 09.05.2019 in der Kurzparkzone
belassen hat.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960)
ist eine Abgabe zu entrichten."

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der
Parkscheine) oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer
zur ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in
einem Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe
bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der
Durchführung der angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken."

In allen Fällen wurde kein Parkschein ausgefüllt bzw. aktiviert und daher der objektive
Tatbestand der fahrlässigen Abgabenverkürzung verwirklicht.

§ 5 VStG normiert:

"(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt,
genügt zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln
gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres
anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines
Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und der Täter nicht glaubhaft macht, daß ihn an
der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft."

Der Bf. brachte keine Gründe vor, um sein mangelndes Verschulden darzutun, und es
waren auch aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich, dass ihn an der Begehung der
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beschwerdegegenständlichen Verwaltungsübertretungen kein Verschulden träfe, weshalb
von zumindest fahrlässigem Verhalten auszugehen ist.

Somit sind in allen Fällen auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als
erwiesen anzusehen.

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

"(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig
verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen."

§ 19 VStG normiert:      

"(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich
geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie
nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß
des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart
des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß
anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten
des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen."

Die der Bestrafung zu Grunde liegenden Taten schädigten in nicht unerheblichem Maße
das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der Bewirtschaftung des
ohnehin knappen innerstädtischen Parkraumes sowie an der ordnungsgemäßen und
fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe.  Der objektive Unrechtsgehalt der
Verwaltungsübertretungen (fahrlässige Abgabenverkürzungen) erweist sich daher in
den vorliegenden Fällen, selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen, keineswegs als
gering.

Das Ausmaß des Verschuldens kann  in den vorliegenden Fällen  in Anbetracht der
Außerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Bf. zumutbaren Sorgfalt nicht
als geringfügig angesehen werden, da weder hervorgekommen noch auf Grund der
Tatumstände anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch
den Bf. eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die Verwirklichung des
Straftatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden werden können.

Wie schon die belangte Behörde ausgeführt hat, kommt dem Bf. der Milderungsgrund
der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zu Gute.  Andere
Milderungsgründe sind ebenfalls nicht hervorgekommen.

Eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation des Bf. konnte nicht angenommen
werden, da er von der eingeräumten Möglichkeit, diese darzulegen, keinen Gebrauch
gemacht hat, für eine solche Annahme nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt besteht
und somit von durchschnittlichen wirtschaftlichen Verhältnissen auszugehen war.
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Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und können nicht berücksichtigt
werden.

Unter Bedachtnahme auf die angeführten Strafbemessungsgründe sowie aus general-
und spezialpräventiven Erwägungen sind die verhängten Geldstrafen in Höhe von jeweils
€ 51,00 als angemessen und nicht überhöht zu betrachten, da sie ohnehin im unteren
Bereich des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens angesetzt wurden.

Es war spruchgemäß zu entscheiden.

Kostenentscheidung

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem
ein Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den
Kosten des Strafverfahrens zu leisten hat.

Gemäß § 52 Abs. 2 ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß
anzuwenden. Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte
Geldstrafen oder sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen
nach Eintritt der Rechtskraft zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann
sie unter Setzung einer angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt
werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund
anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge
uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach
Abs. 2 vorzugehen.

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO,
im ZollR-DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Zur Zulässigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig,
da das Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu
lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht einheitlich beantwortet wird.
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Es handelt sich um keine Rechtsfrage von grundlegender Bedeutung, da in freier
Beweiswürdigung zu entscheiden war, ob die Verwaltungsübertretungen begangen
wurden.

Aus diesem Grund war gemäß § 25a Abs. 1 VwGG die Unzulässigkeit der Revision für die
belangte Behörde gegen das vorliegende Erkenntnis auszusprechen.

 

 

Wien, am 8. November 2019

 


